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330 Verordnung 

über die Verdienſt⸗ und Einkommensgrenze nach § 165 a der Reichs verſicherungsordnung, über die 

Berechnung der Beiträge und Leiſtungen und über den Grundlohn in der Krankenverſicherung. 
Vom 23. 10. 1923. 


Auf Grund des 8 9 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Deipmungseinei in Danzig vom 
20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 


8 1. 
Die für die Verſicherungspflicht der Betriebsbeamten, Angeſtellten uſw. ne Verdienſt⸗ 
grenze wird auf 3200 Gulden feſtgeſetzt. Dasſelbe gilt für die hinſichtlich der Vekſicherungspflicht der 


Hausgewerbetreibenden und der nach § 176 der Reichsverſicherungsordnung Verficherungsberechtigten 
maßgebende Einkommensgrenze. 5 


Die Berechnung der Beiträge und Leiſtungen erfolgt in Gulden und Pfennigen. 


Der Kaſſenvorſtand kann für den Grundlohn den Entgelt berückſichtigen, ſoweit er 8 Gulden 
für den Kalendertag nicht überſteigt. 5 


8 
Der § 4 des Geſetzes vom 24. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 911) wird geſtrichen. 
4. 


8 
Der 8 3 der nn über er in der Krankenverſicherung vom 9. März 1923 
(Geſetzbl. S. 345) gilt entſprechen 
Dieſe Verordnung tritt mit den ſich 8 91 8 180 der Reichsverſt cen in der Faſſung 
des ve vom 24. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 911) 1 Einſchränkungen mit dem 1. November 
1923 in 
Die e Sei zur Meldung der Perſonen, die durch hife Verordnung der Verſicherungspflicht neu 
unter teilt E— en, wird bis zum 8. November 1928 ee, ſoweit fie nicht nach $ 317 der Reichs⸗ 


verſicherungsordnung darüber hinausläuſt. | f 
Danzig, den 23. Oktober 1923. 1 4 
Der Senat der Freien Stadt ang 
Sahm. Dr. Schwartz. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 4. 11. 1923). 
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531 Ware, Verordnung, 
5 ve u die Umſtellung einiger dus Poſtweſen betreffender Geſeyr rn die vorne des Guldens. 
* Vom 24. 10. 1923. 


sa Auf Grund des § 9 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 
20 „Diober 1923 Br ©. 190 wird mit ſofortiger Wirkung folgendes verordnet: 
N 1 ’ J. 1 x 127 
1. Das Geſet über Poſt⸗, soft und Telegraphengebühren vom 23. age, 1029 (ösgegsr. 
S. 883) wird unbeſchadet der Beſtimmungen I Ziffer 3 Abſ. 2 und 4 Abſ. 1 dieſer Verordnung 


\ hhinſichtlich der Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren aufgehoben. 
2. Als Gebührenſätze im Poſt⸗ und ET gelten die in der Anlage zuſammengeſtellten 
Beträge. 
3. Die Gebühren unter I, 110 der anliegenden Zuſammenſtellung treten am 1. November 1923 
in Kraft. 


Bis dahin gelten die auf Grund des Geſetzes über Poft-, Poſtſcheck ⸗ und Telegraphengebühren 
vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 883) von der Poft- und Telegraphenverwaltung in Reichsmark 
feſtgeſetzten Gebühren. Sofern die Entrichtung dieſer Gebühren in Gulden erfolgt, ſind die für die 
entſprechenden neuen Gebühren in der anliegenden Zuſammenſtellung angeführten Beträge zu entrichten. 

4. Der Poſtanweiſungs⸗ und Poſtſcheckverkehr erfolgt außer in Danziger Gulden bis auf weiteres 
auch in Reichsmark und zwar nach den bisherigen Bedingungen. 

Ein Poſtſcheckverkehr zwiſchen Reichsmark und Guldenkonten findet nicht ſtatt. 

5. Die Gebühren unter I, 12 der Zuſammenſtellung find für Zeitungen zu entrichten, die vom 
1. November ab bei den Poſtanſtalten beſtellt werden. s 
. * II. 
1. Das Boftichedgefeg vom 26. März 1914 in der m der Verordnung zur Anderung des Poſt⸗ 
ſcheckgeſetzes vom 26. September 1923 (Geſetzbl. S. 998) wird wie folgt geändert: 8 
Artikel 1. 
In 8 2 iſt ſtatt 100 000 M zu ſetzen: 50 Gulden. 


Artikel 2. 
Im 8 5 iſt Ziffer 1 zu ſtreichen. 
Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: J 
a für jede Auszahlung eine feſte Gebühr von 10 Pf. und eine Steigerungsgebühr von 
½ v. T. des auszuzahlenden Betrages. 
2. Die vorſtehenden Anderungen des Poſtſcheckgeſetzes vom 
weit der Verkehr noch weiterhin in Reichsmark erfolgt. 
3. Poſtſcheckkunden, die bereits ein Reichsmarkkonto beim Poſtſcheckamt haben, wird nach Einbein 
der Stammeinlage von 50 Gulden ohne beſonderen Antrag ein Konto in Gulden eröffnet. 
Danzig, den 24. Oktober 1923. 5 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 5 E 
Sahm. Dr. Frank. * : 
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Zufammenftelung Se 
der geſetzlichen Poft- und Poſtſcheckgebühren. N 


1 
traf 5 Betrag 
Gegen fa n d e Desti Gegen ſt an d Danziger 
4 a ; Pfg. f x g er } 2. j 
T 
J. Geſetzliche Wongebüßren 6. Miſchſendungen (zuſammengepackte 
1. Poſtkarten N Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, a 4 
)) im Ortsverkeh e. 5. Geſchäftspapiere und Warenproben) N 
b) im Fernverke r A TE re Ze x 20 ar 
2. Briefe . über 250 2 F 30 
a) im Ortsverkehr 5 „ 500 g „ r 40 | A 
F 7. Päckchen bis 1 k 14. 50 5 
über — ns —— N 3 Die Nachgebühr, die für nicht⸗ ! 
100 . 500 EN ER 30 oder unzureichend freigemachte Poſt⸗ E 
dj in u Fernverkehr END karten und Briefe ſowie für unzu⸗ =. 
bis 20 og 20 reichend freigemachte Druckſachen, Ge⸗ 2 
über — bis 100 m GE RER nee 2 ſchäftspapiere, Warenproben und N 
100 250 We) are 35 Miſchſendungen zu erheben ift, wird 
% 250 3 „ 500 8 i 5 f 5 6 40 auf eine durch 5 teilbare Pfennig⸗ 
Ortsverkehr iſt der Verkehr des ſumme aufgerundet. * 
Orts- und Landbeſtellbezirks des Auf 8. Pakete bis 3 Eg 60 
gabe-Poſtorts. Die für den Orts- TTT 75 
verkehr feſtgeſetzte Gebühr wird auch CFC 85 
erhoben im Verkehr der Nachbarorte, 7 % 
auf welche die Poſtverwaltung den EF „ ee ae 10⁵ 
Geltungsbereich der Ortsgebühren f e ne use et 115 8 
ausgedehnt hat. „ 9 „ 10 kg 12⁵ 2 
3. Druckſachen 0 „ 145 3 
| a 5 Be En = 8 
| über 50 bis 100 g. 10 FE 2 5 
ö 100 „ 250 ER wre 20 * „ 13 „ 14 S 205 — 
N 80 „FF 225 
2 15 W 2⁴⁵ 
„ 500 f bis 1 15 40 F 2 
u kg, 2 kg (nur für " 17 8 18 15 5 285 3 
einzeln verſandte, ungeteilte Druck.“ n " S Win Ser Er 
Br na 50 „ 1 „ 8 — — = 5 
4. Geſchäftspapiere „ " 8 “ 
Coo KK 20 9. Zeitungspatete DO ü 0, 30 8 
über 250 bis 500 g 30 — | 10. Verſicherungsgebühr 3 
„500 g bis 119 40 a) für Wertbrieſe und verfiegelte a 
5. Warenproben Wertpafete für je 300 Gulden 9 
dis 100 15 Weriangabe- . +. suniucdna 5 | 
über 100 bis 250 H 20 minbeftend 3: 10 9 
„ % „ a Ne EN 30 b) für unverfiegelte Wertpakete 10 5 


5 Betrag 
Gegenſtand D Gegenſtand - 
2 fg 
11. Poſtanweiſungen über 100 bis 250 g 
e bis 25 Gulden 20 „ 259 „ 500 g 
Rber 8 „ 100 ——!5 40 „ 500g, 1 kg 
" 100 * 200 " 60 " 1 kg " 2 kg 
„ 200 „ 400 „ 80 3 für das monatlich einmalige oder 
= E00: 00 100 ſeltenere Erſcheinen die Hälfte 
„5 800 OO 120 davon 
„ 800 „ 1000 „ 150 b) Mindeſtgebüht tr 1 
12. Zeitungen 3 re ee 
. sr 4 weiſungen (Höchſtgewicht einer 
a) Zeitungsgebühr für das wöchent⸗ 2 2er, n 
lich einmalige oder ſeltenere Er- ee Wei dee 2 
ſcheinen bei einem durchſchnitt⸗ . . 
lichen Nummergewicht a II. Geſetzliche Poſtſcheckgebühren. 
8 R 5 Bareinzahlungen mit Zahlkarte 
über 25 % 50 g 2 bis 50 Gulden 10 
„ g 3 über 50 „ EEE, 25 
— 
532 Verorduung 


zur Vermeidung von Doppelbeſteuerungen auf dem Gebiete des (Reichs⸗) Stempels und der 
Kapitalverkehrsſtener im Verhältnis zum Deutſchen Reiche. Vom 25. 10. 1923. 


Auf Grund des § 5 des Steuergrundgeſetzes vom 11. Dezember 1922 — Geſetzblatt 1923 
Seite 57 ff. — wis unter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs folgendes beſtimmt: 


8 

Errichten die in Tarifnummer 1 A a, b und Nr. 1 der Zuſätze zu a, b des (Reichs-) Stempel- 
geſetzes oder die in $ 3a bis e des reichsdeutſchen Kapitalverkehrsſteuergeſetzes aufgeführten reichs⸗ 
deutſchen Geſellſchaften im Gebiete der Freien Stadt Danzig eine Niederlaſſung oder erhöhen ſie 
während des Beſtehens einer ſolchen Niederlaſſung das Grund-, Stamm⸗ oder Geſellſchaftskapital oder 
fordern fie Nachſchüſſe ein, jo erhebt die Freie Stadt Danzig in dieſen Fällen die (Reichs-) Stempel⸗ 
abgabe der Tarifnummer 1A Zuſätze zu a, b Nr. 3 des (Reichs-) Stempelgeſetzes nur von dem Be⸗ 

trage, der als Anlage- und Betriebskapital der Niederlaſſung zugewendet wird. 


; 8 2. 

Sind im Deutſchen Reiche Aktien oder Aktienanteilſcheine reichsdeutſcher Aktiengeſellſchaften, 
reichsdeutſche unter die Tarifnummer 2 des Reichsſtempelgeſetzes, 88 25, 26 des Kapitalverkehrsſteuer⸗ 
geſetzes fallende Schuld- und Rentenverſchreibungen, reichsdeutſche Genußſcheine im Sinne der Tarif- 
nummer 3 des Reichsſtempelgeſetzes, 85 Abſ. 1 zu b des Kapitalverkehrsſteuergeſetzes, reichsdeutſche Ge- 

/ winnanteilſchein⸗ und Zinsbogen der in Tarifnummer 3A des Reichsſtempelgeſetzes bezeichneten Art 
unter Beobachtung der reichsdeutſchen reichsſteuerlichen Beſtimmungen ausgegeben, ſo wird für dieſe 
Wertpapiere im Gebiet der Freien Stadt Danzig eine Stempelabgabe nach Tarifnummer 10, 2, 3 und 
3 A des (Reichs-) Stempelgeſetzes nicht erhoben. 
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ms / 285 
Die in Abſatz 1 bezeichneten Wertpapiere ſind, bevor ſie in den Danziger debe Ea a 
dem Verkehrsſteueramt zur Abſtempelung vorzulegen. 
8 8. 
Die im Deutſchen Reich vor dem 10. Januar 1920 ausgegebenen reichsdeutſchen Wertpapiere 
werden in der Freien Stadt Danzig einer Stempelabgabe nicht 1 
8 4. 
Die Beſtimmungen der 88 2 und 3 gelten mit Wirkung vom 10. Januar 1920 ab. 
Danzig, den 25. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt ER 
Sahm. Dr. Volkmann. 


3888 Verordnung . 


betreffend Anderung des Statiſtiſchen Gebührentarifs. Vom 25. 10. 1923. 
Auf Grund des § 12 des Geſetzes vom 21. Dezember 1922 (Geſetzbl. Nr. 65) und unter Auf⸗ a 
hebung der Verordnung vom 3. März 1923 (Staatsanzeiger Nr. 26) wird folgende Verordnung erlaſſen: 
8 1. 
8 31 der Verordnung zur Ausführung des Geſetzes vom 21. Dezember 1922 erhält folgende 


— 


Faſſung: u i 3 ’ 
| Die ſtatiſtiſche Gebühr beträgt bei der Ein⸗ und Ausfuhr: 


a) von Waren zu Ausſtellungen, Meſſen oder Märkten, zur Anſicht oder zum vorübergehenden 
Gebrauch, ſowie im zollamtlich überwachten Veredelungsverkehr und im Veredelungsverkehr 
zwiſchen dem Freibezirk Danzig und dem Auslande ohne Rückſicht auf die Menge für jede 
Anmeldung 10 Pfennige; 

b) in allen übrigen Fällen für je angefangene oder volle 500 Gulden des Wertes 5 Pfennige. 


Die ſtatiſtiſche Gebühr iſt für jede Anmeldung zu berechnen. Für jeden Zwiſchenſchein (Interims⸗ 
ſchein, Notanmeldung) iſt eine beſondere ſtatiſtiſche Gebühr von 5 Danziger Pfennigen zu entrichten. 
| Die ſtatiſtiſchen Gebühren find beſtimmt, die Koſten der Statiſtik des Warenverkehrs für die 


Freie Stadt Danzig zu decken. 92 


Die Verordnung tritt mit dem 1. November 1923 in Kraft. 
Danzig, den 25. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


534 Verordnung 
betreffend Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Zolluiederlagen in Dauzig 
und Danzig⸗Neufahrwaſſer. Vom 25. 10. 1923. 


| 8 1. 
f In Abänderung der Verordnung vom 10. September 1923 (Staatsanzeiger Nr. 78 vom 
15. September 1923) werden die Gebühren für die Benutzung der öffentlichen Zollniederlagen in Danzig 
und Danzig⸗Neufahrwaſſer feſtgeſetzt wie folgt: 
1. bei der Lagerung im Freien für alle Waren. 0,10 Gulden 
2. bei der Lagerung in bedeckten Räumen 
a) für trockene Waren (auch für Salz . 0,20 Gulden 5 
JJJJ!!ͤͤ a ae ae wies care 0,30 Gulden. 


für 100 kg und Monat. 


2 


- 5 1114 
Außerdem Rn für Lagerung von längerer Dauer 1 5 Zuſchläge erhoben: 
4 Monat EEE „ 5 % Zuſchlag 
de rs See, a EN 
485 „ 4.8. Menak % 0 „ 2 & 
ir „ 7.—9. Monat. 90 „ vg 
= „ 0 1% Monet ee n 40 „ * 
h t ER „ 
a 1 5 2 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. November 1923 in Kraft. 
Danzig, den 25. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


335 Verordnung 
betreffend die Erhebung einer Packhofsgebühr auf Grund des § 10 des Vereinszollgeſetzes 
vom 1. Juni 1869. Vom 25. 10. 1923. 
4 
Für die Benutzung des Packhofs in PAR wird eine Gebühr von 0,30 Gulden für jeden 
benutzten Quadratmeter Bodenfläche und den Monat von allen Gütern erhoben, die nach Entladung 
oder zur Verladung vorübergehend im Packhof oder am Packhofsbollwerk lagern. 
8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. November 1928 in Kraft. 
Danzig, den 25. Oktober 1923. N 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


536 Verordnung ve 
betreffend Gebühren im Zoll⸗ und Verbrauchsſteuerverlehr. Vom 25. 10. 1923. 


Auf Grund der 88 10 und 167 Abſatz 2 des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1869 in Ver- 


bindung mit § 39 Ziffer k der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig vom 15.27. November 1920 und 
8 9 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit vom 20. 10. 23 wird beſtimmt: 
| u 
Der 8 8 erhält folgende Faſſung: 
Die Gebühren betragen für jeden Beamten bei Amtshandlungen am Standorte oder, falls dem 
Beamten ein Amtsbezirk zugewieſen iſt, mit dieſem für jeden — wenn auch nur angefangene — Stunde 


irie h 2: As nee w  e e 1,00 Gulden 
für Beamte der Gehaltsgruppen 2-6 einſchlll . 100 „ 
„ / . 2.00 „ 
8 2. N 


Der 8 9 erhält folgende Faſſung: 
Bei Amtshandlungen außerhalb des Standortes betragen die Gebühren 
a) für die Begleitung unter Zollaufſicht ſtehender Schiffe, Wagen oder Güter einſchließlich der Zeit 
des Rückweges für jeden — wenn auch nur angefangenen — Zeitraum von 6 Stunden 2,00 Gulden 
b) im übrigen für jede, wenn auch nur angefangene Stunde 1,00 Gulden 
mindeſtens aber ſoviel, wie dem Beamten eine Reiſevergütung zuſteht. 


a 1 U a a a a Be an 
115 Don Be K 
Die Gebühren ſind nach der Geſamtdauer der auf die Erledigung des Dienſtauftrages verwendeten x 


Zeit zu berechnen. Werden mehrere zeitlich von einander getrennte Amtshandlungen an einem Tage 
für denſelben Zahlungspflichtigen ausgeführt, ſo iſt die Dauer jeder Amtshandlung für ſich auf volle 
Stunden aufzurunden. Die Aufrundung erfolgt nur einmal, wenn die Antshandlungen desſelben Beamten 
in den Zeitraum einer Stunde zuſammenfallen. b 

Bei Amtshandlungen, die außerhalb der Amtsſtelle oder — an der Amtsſtelle, jedoch nicht 
unmittelbar, vor oder nach den ordentlichen Dienſtſtunden vorgenommen werden, iſt die zur Zurücklegung 
des Weges zum Ort der Amtshandlung und des Rückweges erforderliche Zeit mitanzuſetzen. Als 
Anfangspunkt des Weges gilt bei Amtshandlungen außerhalb der Amtsſtelle die Amtsſtelle, bei Amts, 
handlungen bei der Amtsſtelle die Wohnung des Beamten. 

Für die Nachtzeit — von 10 Uhr abends bis 6 Ar morgens — tritt ein Zuſchlag von 
50 vom Hundert ein. 

8 3. 

Der $ 19 erhält folgende Faſſung: = 

Die Vergütungen betragen in den Fällen des § 18 unter a und b für jede — wenn auch nur 
angefangene — Stunde der außergewöhnlichen Dienſtleiſtungen: 


für Beamte der Gehaltsgruppen 2—6 einſchhhhl t. 1,00 Gulden 
für Beamte höherer Gehalts gruppen 2,00 „ 
Für die Begleitung von Schiffen, Wagen oder Gütern betragen die Vergütungen, wenn die 
Abweſenheit vom Standorte gedauert hat 
bi zu s Sünden RENT WE 200 Gulden _ 
Aber nn 8 4,00 „ 
über 12 Stunden, für jeden — wenn auch nur angefangenen — Zeitraum N 
von 12 Stunden, um den die Abweſenheit vom Standort die Dauer 
von 12 Stunden überſchreitet, „ ß 89 >; 
außerdem iſt dem Beamten eine beſondere Vergütung vorn 4,00 


zu zahlen, für jede lediglich infolge des Begleitungsdienſtes notwendig gewordene Übernachtung außer 
halb des Standortes und des begleitenden Schiffes uſw. Die Vergütung oder der Geſamtbetrag der 
Vergütungen darf jedoch den Betrag des Tagegeldes nicht überſchreiten, das dem Beamten bei Dienſt⸗ 
reiſen von der Dauer der durch den Begleitungsdienſt verurſachten Abweſenheit vom Standorte zuſteht. 
Jg allen anderen Fällen des § 18 Abſatz 2 unter c betragen die Vergütungen ebenſoviel, wie 
die dem Beamten zuſtehenden Vergütungen für Dienſtreiſen ausmachen; die etwa darunter fallenden 


* Fahrgelder — nicht auch die etwaigen Entſchädigungen für Zu- und Abgang — kommen in Wegfall, 
wenn für die angemeſſene Beförderung des Beamten Sorge getragen iſt. 
8 Er 


Der $ 21 erhält folgende Faſſung: — 
Sind die im 8 18 Abſatz 1 bezeichneten Beamten nur für beſtimmte außergewöhnliche Dienſt' 
leiſtungen angenommen (Hilfsbeamte) oder werden die außergewöhnlichen Dienſtleiſtungen durch ſonſtige 
außeretatsmäßige Beamte oder durch Angeſtellte wahrgenommen, ſo erhalten ſie die in den 88 19 und 20 
genannten Vergütungen, und zwar Hilfsbeamte neben den ihnen ausgeſetzten Tagegeldern, die ſonſtigen 
mit der Wahrnehmung von Dienſtverrichtungen beauftragten außeretatsmäßigen Beamten und Angeſtellten 
wie die in gleicher Gehaltsgruppe ſtehenden etatsmäßigen Beamten. 
An die Stelle der Vergütungen nach 8 19 Abſatz 3 tritt bei den nur für beſtimnte außer ⸗ 
gewöhnliche Dienſtleiſtungen angenommenen Hilfsbeamten hierbei der Betrag des dem Hilfsbeamten 


ausgeſetzten Tagegeldes. Der Betrag des Tagegeldes und der Vergütungen, abgeſehen von der Erftattung 
der aufgewendeten Fahrgelder, darf jedoch 6,50 Gulden für den Kalendertag nicht überſteigen. 
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. N Der 8 22 erhält folgende Faſſung: g 
ER Auf die Überwachung der Denaturierungen von ausländiſchem Salz finden die vorſtehenden 
* ’ Beſtimmungen entſprechende Anwendung. 
Be.“ § 6. 
Br: Diefe Verordnung tritt mit dem 1. November 1923 in Kraft. Ei 
> Danzig, den 25. Oktober 1923, 
Be Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
. Sahm. Dr. Volkmann. 
Be 
2 537 Verordnung 


betreffend die Aupaſſung der Unterſtützungsſätze und Geldſtrafen an die bauen 
Rechnungseinheit. Vom 25. 10. 1923. 
Auf Grund des 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Konungseinheit: in Danzig 


vom 20. Oktober 1923 — Geſetzbl. S. 1067 — und $ 16 des Geſetzes betreffend Erwerbsloſen⸗Fürſorge 
vom 28. 3. 23 — Geſetzbl. S. 91 — wird folgendes beſtimmt: 


Artikel J. i 
§ 14 des Geſetzes ale Ewerkelefen⸗Finſerge vom 28. 3. 23 — reale S. 91 2 
folgende Faſſung: 


Höhe der Unterftüßung. , e \ 
Yu Die Unterſtützung iſt von den Gemeinden nach folgenden Sätzen zu N 
1. für männliche Perſonen: } 
a) über 21 Jahre, jofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben.. 1,40 Gulden 8 
b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen leben 120 . 
uner 21 Jahren Re ARE Re SORTE NE 985 „ 
2. für weibliche Perſonen: < 
N; a) über, 21 Jahre, ſofſern fie nicht im Haushalt eines 1 leben 1720 „ 
5 4 N b) über 21 Jahre, ſofern ſie im Haushalt eines ER jean? 9085 0 
Se ; c) unter 21 i 2 Na SLR, 
Er -_ $ 15 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: f 
* * Die Familienzuſchläge, die ein Erwerbsloſer erhält, dürfen insgeſamt die ihm 
. gewährte Unterſtützung im einzelnen n Sätze nicht überſchreiten: 
Br" SEIT: EHER l 0,40 „ 
Be. b) für Kinder und ſonſtige unterhaltsberechtigte Angehörige . 0,80 „ 
1 Artikel II. 3 
1 Im 8 28 Abſ. 4 werden die Worte „tauſend Mark“ durch die Worte „eintauſendzweihundert 
Bi Gulden“, im en er 1 die Worte „zehntauſend Mark“ durch die Worte „zwölftauſend Gulden“ erſetzt. 
Be { Artikel III. 
SZ Die nach Verkündung des Geſetzes betr. Erw.⸗Fürſorge erlaſſenen Verordnungen werden aufgehoben. 
5 Artikel IV. 
Br Dieſe Verordnung tritt am 24. Oktober in Kraft. 
2 Danzig, den 25. Oktober 1923. 2 
3 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 45 
* Sahm. Dr. Schwartz. 
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5a8 Verordnung 
über Lohnklaſſen und Beiträge in der Invaliden⸗ und Se ee 
* Vom 26. 10. 1923. 


Auf Grund des 8 9 des Geſetzes über eine wertbeſtändige ee in Danzig vom 
20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 
8 1. 
Der $ 1245 der Reichsverſicherungsordnung erhält ſolgende Faſſung: 
Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes werden A die Verſicherten folgende 
Lohnklaſſen gebildet: 
Lohnklaſſe I bis zu 440 Gulden 
’ 1 II von mehr als 440 bis zu 700 Gulden 
5 7 III " " * 700 n * 1060 " 
” IV L 77 ” 1060 1 " 1440 " 
1 V „, „ „ 1440 Gulden. 
8 2. 
Der $ 1392 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
Bis auf weiteres werden als Wochenbeiträge erhoben: 


in Bohlen. es ae 28 Pfg. 
7 7 R „ 40 „ 
1 EI A Ru ae a ann. 52 „ 
F 1 
5 aan as FE 76 „ 


Ve Kb 

Die Regelung der Steigerungsbeträge für bie Lohnklaſſen bleibt vorbehalten. 

8 4. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 5. November 1923 in Kraft. 

Rückſtände oder Beiträge für zurückliegende Zeiten können nur in den am Zahltage geltenden 
Lohnklaſſen beglichen werden. . 

Danzig, den 26. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


539 Fünfte Verordnung 
über Gehaltsklaſſen in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 26. 10. 1923. 


Auf Grund des Artikel IV des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte 
und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 927) wird folgendes verordnet: 


Artikel 1. 
Mit Wirkung vom 22. Oktober 1923 gelten die Gehaltsklaſſen 44 bis 50 in der Angeftellten« 
verſicherung für folgende Jahresarbeitsverdienſte: 0 
Klaſſe 44 bis zu 600 Milliarden Mark, 

„ 45 von mehr als 600 Milliarden bis zu 840 Milliarden Mark, 

„ 46 von mehr als 840 Milliarden bis zu 1200 Milliarden Mark, 

„ 47 von mehr als 1200 Milliarden bis zu 1800 Milliarden Mark, 

„ 48 von mehr als 1800 Milliarden bis zu 2 400 Milliarden Mark, 

„ 49 von mehr als 2 400 Milliarden bis zu 3 000 Milliarden Mark, 

„ 50 von mehr als 3 000 Milliarden Mark. 
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„ Artikel 2. f 1 
In den Klaſſen 44 bis 50 ſind folgende Beiträge zu entrichten: 
in Klaſſe 44 „ 1680 SER Mart 
1 an ee BAR ² a a 5 2210 4 4 
9 CTF 3 160% „ 1 
3 FAR Te = A re 4 660 5 2 
ES WS we 6 520 5 5 
„„ ARSTER rd 8 380 5 0 
S 1 10240 
Bi Zur Entrichtung der Beiträge werden die bisherigen Marken der Klaſſen 44 bis 50 verwendet; der auf. 
5 gedruckte Geldwert wird aber mit Wirkung vom 22. Oktober 1923 verhundertfacht. 
Artikel 3. 


Vom 29. Oktober 1923 an werden Beitragsmarken in den bisherigen Werten von ben Ver⸗ 


0 kaufsſtellen nicht mehr abgegeben. 
Artikel 4, 


Sind beim Inkrafttreten dieſer Verordnung für Beitragszeiten vor dem 1. Oktober noch Bei⸗ 


* träge zu entrichten, ſo werden die erforderlichen Marken auf Antrag von dem zuſtändigen Verſicherungs— 

f träger abgegeben, und zwar für Beiträge in den Klaſſen 36 bis 44 Marken dieſer Klaſſen, für Beiträge 

5 in niederen Klaſſen Marken der Klaſſe 36, je in den aufgedruckten Werten. 

5 Der Antrag iſt ſchriftlich zu ſtellen und muß dem zuſtändigen Verſicherungsträger bis zum 

E 15. November 1923 zugehen. In dem Antrag iſt die Zahl der erforderlichen Marken, die Gehalts⸗ 

5 klaſſe, in der die Beiträge noch zu entrichten find, und die Beitragszeit, für die fie gelten ſollen, an⸗ 

x zugeben. Mit dem Antrag ift zugleich der Geldwert der Marken gebührenfrei zu überſenden. Der 

5 Verſicherungsträger liefert. dem Antragſteller auf deſſen Koſten die erforderlichen Marken mit dem Ent- 

— wertungsvermerke. 

8 Anträge, die den 1 Grforbernifjen des Abſ. 2 nicht enkſprechen, ſind wirkungslos. 
5 Artikel 5. | 
1 Für Beiträge der Gehaltsklaſſen 36, 40 bis 50 werden beim Ruhegeld Steigerungsbeträge im 

75 zehnfachen Betrage des in den Verordnülfigen über Gehaltsklaſſen in der Angeſtelltenverſicherung und 

Be Lohnklaſſen in der Invalidenverſicherung vom 31. Auguſt, 7. September und 2. Oktober 1923 (Geſetzbl. 

Ef S. 940, 958, 1004) beſtimmten Satzes angerechnet. ’ 


en 


Danzig, den 26. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien. Stadt Danzig. 
Sahm. «% Dr. Schwartz. 
540 Verordnung 
über Teuerungszulagen in der Augeſtelltenverſicherung. Vom 26. 10. 1923. 
Auf Grund des Artikels I der Verordnung über Teuerungszulagen in der Invaliden. und 
Angeſtelltenverſicherung vom 2. Oktober 1923 (geſetzbl. S. 1006) wird folgendes verordnet: 
Für den Monat November beträgt der monatliche Teuerungszuſchuß 


Bw f 

23 heine Subageih cn 3: a 1000 Millionen Mark N 
2 bei den Witwen⸗ und Witwerrenten 3 600 % 2 | 
Bon = 3 bei den Woifenrenten u. “sn. 2.02 + 500 5 0 

2 RE Danzig, den 26. Oftober 1923. 

* Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

MT; Sahm. Dr. Schwartz. 
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541 Verordnung 1 
über Verſichernngspflicht in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 26. 10. 1923. 
Auf Grund des § 1a des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes 
über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 
14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) wird folgendes verordnet: 


8 1. 
Vorausſetzung der Verſicherung nach § 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte iſt, daß der 
Jahresarbeitsverdienſt 4000 Milliarden Mark nicht überſteigt. 


Für Angeſtellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienſt von mehr als 400 Milliarden Mark auf 
Grund dieſer Verordnung verſicherungspflichtig werden, gelten die Beſtimmungen der 88 3 bis 5 der 
Verordnung über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung vom 23. Februar 1923 (Geſetzbl. 


S. 324). 15 f 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 22 Oktober 1923 in Kraft und an die Stelle der 
Verordnung vom 9. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1032). a 


Danzig, den 26. Oktober 1023. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


542 Verordnung 
zur Anpafiung des Einlommen⸗, Körperſchafts⸗, Vermögens⸗, Umſatz⸗, Gewerbe⸗, Grundwechſel⸗ 
ſtenergeſetzes, des Geſetzes über die Heranziehnng von Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft zn 
verſtürkten Stenerleiſtungen ſowie des Geſetzes betr. Erhebung einer beſonderen Umſatzſtener für 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften an die wertbeſtändige Rechnungseinheit. Vom 26. 10. 1923. 
Gemäß 8 9 Abf. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 
20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes beſtimmt: 


I. Einkommenſteuer. 
a) Vorauszahlungen. 
8 1. 

Grundlage für die monatlichen Einkommenſteuer⸗Vorauszahlungen bildet vom November 1923 
an der zwölfte Teil des Grundbetrages der nach dem zuletzt zugeſtellten Einkommenſteuerbeſcheid lerſter 
oder zweiter Vorbeſcheid) feſtgeſetzten im ganzen Jahre 1923 zu entrichtenden Einkommenſteuer⸗Voraus 
zahlungen, ohne Berückſichtigung der verſchiedenen für ihre bisherige Höhe maßgebenden Vervielfältigungsſätze. 

Der nach Abſ. 1 ermittelte Betrag wird in Gulden umgerechnet. 

Die Umrechnung erfolgt für die Steuerpflichtigen, deren Vorauszahlungen nach ihrem Einkommen 
im Kalenderjahre 1922 oder in einem in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember beendeten Wirtſchafts⸗ 
(Geſchäfts⸗)jahr feſtgeſetzt ſind, auf der Grundlage von 1 Dollar gleich 6000 Reichsmark, für Steuer⸗ 
pflichtige, deren Vorauszahlungen nach ihrem Einkommen in einem in der Zeit vom 1. Juli bis 
30. September beendeten Wirtſchafts-(Geſchäfts⸗ jahr bemeſſen find, auf der Grundlage von 1 Dollar 
gleich 1000 Reichsmark, für Steuerpflichtige, deren Vorauszahlungen nach ihrem Einkommen in einem in 
der Zeit vor dem 1. Juli beendeten Geſchäftsjahr beendet ſind, auf der Grundlage von 1 Dollar gleich 
300 Reichsmark, und für Steuerpflichtige, deren Vorauszahlungen gemäß 8 26 Abſ. 2 des Einkommen. 
ſteuergeſetzes nach dem mutmaßlichen Ertrage ihres Einkommens im Jahre 1923 bemeſſen find, auf 
Grund des Verhältniſſes zwiſchen Dollar und Reichsmark z. Zt. der Feſtſtellung des mutmaßlichen 
Einkommens. ; 
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In allen Fällen, in denen die Steuerpflicht im Jahre 1923 neu begründet ift, ohne daß bis 
zum Inkrafttreten dieſer Verordnung eine Heranziehung zu Vorauszahlungen gemäß § 26 Abſ. 2 des 
Einkommenſteuergeſetzes ſtattgefunden hat und in allen Fällen, in denen nach Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung eine Steuerpflicht neu begründet wird, iſt das mutmaßliche Einkommen in Danziger Gulden 
zu ſchätzen und find die Vorauszahlungen nach den Vorſchriften des § 18 ff. des Einkommenſteuergeſetzes 
zu berechnen (Jahresſteuereinheit 4800 Gulden). 

Ergeben ſich bei der Feſtſetzung der Vorauszahlungen auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen 
offenbare Unbilligkeiten, ſo iſt eine Nachprüfung der letzten Einkommensſteuervorauszahlungen vorzunehmen, 
auch wenn dieſe bereits rechtskräftig geworden ſind. 


— 


b) Steuerabzug. 
f 9 2 
Für Lohn⸗ und Gehaltszahlungen, die für die Zeit nach dem 1. November 1923 gelten oder 
nach dem 1. November 1923 fällig werden, haben die geſetzlichen Ermäßigungen des § 29 des Ein- 
kommenſteuergeſetzes folgende Höhe: 
1. Für den Steuerpflichtigen, für ſeine zu ſeiner Haushaltung zählende Ehefrau und für jedes zur 
Haushaltung zählende minderjährige Kind, das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt: 

a) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Monate je 1 Gulden, 

b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Wochen je 24 Pfennige, 

c) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Arbeitstage je 4 Pfennige, 

d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für kürzere Zeiträume für je zwei angefangene oder 

volle Arbeitsſtunden je 1 Pfennig. 
2. zur Abgeltung der nach $ 7 Abſ. I und Abſ. II Nr. 18 des Einkommenſteuergeſetzes zuläſſigen 
Abzüge: 2 

a) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Monate 4 Gulden, 7 

b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Wochen 96 Pfennige, ö 

e) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Arbeitstage 16 Pfennige, 

d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für kürzere Zeiträume für je zwei angefangene oder 

volle Arbeitsſtunden 4 Pfennige. . 
0 II. Körperſchaftsſteuer. 
157 83. 

Grundlage für die monatlichen Vorauszahlungen (§ 19 Abſ. 1 Nr. 1 des Körperſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes) bildet vom 1. November 1923 ab der zwölfte Teil der in dem zuletzt zugeſtellten Körperſchafts⸗ 
ſteuerbeſcheid (Vorbeſcheid) feſtgeſetzten Jahresſteuerſchuld ohne Berückſichtigung der verſchiedenen für ihre 
bisherige Höhe maßgebenden Vervielfältigungsſätze. 

Der nach Abf. 1 ermittelte Betrag wird in Gulden umgerechnet. Die Umrechnung erfolgt unter 


z 


entſprechender Anwendung der Umrechnungsſätze des § 1 Abſ. 3, bei Geſchäftsjahren, die in der Zeit 


vom 1. Januar bis 31. März 1923 enden, auf der Grundlage des Verhältniſſes von 20.000 Mark 


gleich 1 Dollar. . 


8 4. f 
i Körperſchaftsſteuerpflichtige, die zu vierteljährlichen Vorauszahlungen nach § 19 Abſ. 1 Nr. 2 
des Körperſchaftsſteuergeſetzes verpflichtet ſind, haben für das Jahr 1923 folgenden Steuerbetrag zu 


8 . entrichten: 


Der die Grundlage ihrer Vorauszahlungen bildende Gewerbeſteuerbetrag iſt auf der Grundlage 
von 1 Dollar gleich 6000 Reichsmark in Gulden umzurechnen. Von der ſich ergebenden Summe haben 


ſie ſoviel Zwölftel zu entrichten, als ihre Körperſchaftsſteuerpflicht in Monaten des Jahres 1923 gegeben war. 


. 


Veranlagungen auf Grund von Jahresabſchlüſſen, die auf einen nach dem 31. me el 
liegenden Zeitpunkt gezogen find, finden einſtweilen nicht ſtatt. 


III. Sonderabgabe für * Junduſtrie und Landwirtſchaft. 


Die November- und Dezemberraten der „ find in folgender Weiſe feſtzuſtellen: 

a) bei den nach § 2 Buchſt. a des Sonderabgabengeſetzes Abgabepflichtigen iſt der Jahres- 
betrag der von dieſen für 1923 zu entrichtenden Gewerbeſteuer auf der Grundlage von 
1 Dollar gleich 6000 Reichsmark in Gulden umzurechnen. Von dem ſich ergebenden Be— 
trag ift monatlich je ein Zehntel zu entrichten; „ Re. 

b) die nach § 2 Buchſt. b des Sonderabgabengeſetzes Abgabepflichtigen haben monatlich den 
2½ fachen Betrag ihrer nach 8 1 ſeſtgeſtellten ee F 
als Sonderabgabe zu entrichten; 

c) die nach $ 2 Buchſt. o des Sonderabgabengeſetzes Abgabepflichtigen haben monatlich den 
einfachen Betrag ihrer nach 8 1 feſtgeſtellten monatlichen Einkommenſteuer-Vorauszahlungen 
als Sonderabgabe zu entrichten. 

IV. Vermögensſtener. 
8 7. 
Auf die Veranlagung zur Vermögensſteuer für das Kalenderjahr 1924 finden die Vorſchriften 
des Wrmögensſteuergeſezes Anwendung, ſoweit in dieſer Verordnung nichts abweichendes beſtimmt iſt. 
8 8. d 
Zum ſteuerbaren Vermögen gehören nicht Aktien, Geſchäftsbeteiligungen uſw. von ſolchen Unter⸗ 
nehmungen, die nach $ 1 Ziffer 3 des Vermögensſteuergeſetzes unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind. 
3 870. 
5 5 Ziffer 2 des Vermögensſteuergeſetzes iſt mit folgenden Anderungen anzuwenden: 
a) in Zeile 1 iſt zu ſetzen ſtatt „deutſcher“: „Danziger“, 
b) „20 000 M“ „5000 Gulden“. 
§ 10. 
Als Schulden im Sinne des § 7 Nr. 1 des Vermögensſteuergeſetzes gelten nicht die nach dem 
15. November 1923 fällig werdenden Steuerzahlungen auf Grund des Einkommen- und Körperſchafts⸗ 
ſteuergeſetzes, ſowie auf Grund des Geſetzes über die Heranziehung von Handel, Induſtrie und 8 
wirtſchaft zu verſtärkten Steuerleiſtungen für den Schluß des Kalenderjahres 1923. 
$ 7, II des Vermögensſteuergeſetzes findet keine Anwendung. 


8 11. 
Der Vermögenswert wird für ſämtliche Steuerpflichtigen einheitlich auf Grund des Vermögens⸗ 
ſtandes vom 15. November 1923 feſtgeſtellt. 


n 77 N " * 


9 12. 

Bei der Bewertung der Vermögensgegenſtände iſt durchweg der gemeine Wert zu Grunde zu 
legen und zwar auf Grund von beſonderen, gemäß $ 10 des Vermögensſteuergeſetzes herauszugebenden 
* 8 13. 


88 11, 12, 13, 14, 16 werden wie folgt geändert: 
13 8 11 erhält ſolgenden Wortlaut: 
Steuerpflichtig iſt nur der den Betrag von 2400 Gulden überſteigende Teil des Ver⸗ 
mögens. Dies gilt nicht, ſobald das ſteuerbare Vermögen mehr als 24000 Gulden beträgt 
oder die Steuerpflicht nur auf 8 3 des Vermögensſteuergeſetzes beruht. 


2. 8 12 erhält folgenden Wortlaut: 


Zur Berechnung der F . das ſteuerbare Vermögen auf Pole 
100 Gulden nach unten abgerundet. 


3. 8 13 erhält folgenden Wortlaut: 


Die Steuer beträgt jährlich: * \ 3 
von den erſten angefangenen oder vollen 2100 Gulden des der Steuer 
unterliegenden Vermögens . 25: 1½ v. T. 

5 den nächſten 2400 VG (((( 2 v. T. 
5 78. T 3 v. T. 
„ „ 2400 Gulbenn n nu dg „ A e v. T. 
gs „ hn. w 5 v. T. 
re 5 4800 Gulden Glan s v. N 
„ „ieee ren. ee 7 v. Tag 
5 „ 4800 Gulden be n d . 
= 00 Bilden ET TER Tr 9 v. T. 
Pr dem weiteren ſteuerbaren Vermögen 10 v. T. 


Die errechnete Steuer iſt auf volle durch 4 teilbare Guldenbeträge nach unten abzurunden. 
4. In 8 14 iſt drei mal ſtatt „die Hälfte der Steuereinheit“: „2500 Gulden“ und in Abſatz 4 ſtatt 
„ein Viertel der. Steuereinheit“: „1200 Gulden“ zu ſetzen. 
5. In 8 16 iſt zu ſetzen ſtatt „100000 M“: „2400 Gulden“. 


§ 14. 

Das Landesſteueramt beſtimmt, wer zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet iſt. Die 
Steuererklärungen ſind bis zum 15. Dezember 1923 einzureichen. Bei nicht rechtzeitiger Abgabe der 
Steuererklärung hat das Steueramt den Wert des ſteuerpflichtigen Vermögens zu ſchätzen. 

| 8 15. | 
Auf Erſuchen des Steueramtes find ſämtliche Angaben der Vermögensſteuererklärung durch eine 
ſpezialiſierte Aufſtellung über ſämtliche zum ſteuerbaren Vermögen gehörende Gegenſtände und der das, 
ſteuerbare Vermögen mindernden Schulden unter Einſetzung der für die einzelnen Poſten nach gewifjen- 
hafter Überzeugung der Steuerpflichtigen auf Grund der Bewertungsrichtlinien gefundenen Werte zu 
erläutern. Sämtliche Werte in der Steuererklärung ſind in Gulden anzugeben. 

Etwa erforderliche Umrechnungen ausländiſcher Währungen ſind nach den beſonderen vom 

Landesſteueramt zu erlaſſenden Beſtimmungen auszuführen. 


8 16. 
Erläßt das Steueramt einen vorläufigen Steuerbeſcheid auf Grund des § 171 %a des Steuer- 
grundgeſetzes, ſo iſt es berechtigt, von den Angaben des Steuerpflichtigen in der Steuererklärung ohne 


3 i deſſen vorherige Anhörung abzuweichen, wenn die Wertangaben in der Steuererklärung in offenſichtlichem 
Be Mißverhältnis zu den Beſtimmungen der Bewertungsrichtlinien ſtehen. 
* 8 17. 

Die am 15. November 1923 auf Grund der alten Veranlagung fällige Vermögensſteuerrate 
nebſt Zuſchlägen bleibt unerhoben. Zum Ausgleich für dieſen Steuerausfall iſt als erſte Vierteljahrsrate 
des Kalenderjahres 1924 der doppelte Betrag zu entrichten, der ſich bei Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Verordnung ergibt. 


Die erſte Viertelsjahrsrate des Kalenderjahres 1924 iſt binnen 2 Wochen nach Zuſtellung des 
Steuerbeſcheides (Vorbeſcheides) fällig. 


© 
8 185 =: 
Zu ſämtlichen Vermögensſteuerzahlungen auf Grund dieſer Verordnung wird in Gemäßheit 


des Geſetzes zur Abänderung des Vermögensſteuergeſetzes vom 7. September 1923 (Geſetzbl. S. 944) 


ein Zuſchlag in Höhe von 100 % zu Gunſten der einzelnen Gemeinden mit der Auflage erhoben, daß 
die einzelnen Gemeinden verpflichtet ſind, die ihnen hierdurch zufließenden Mittel zur Verſtärkung ihrer 
Wohlfahrtsfonds, insbeſondere zum Ausgleich der Mehrbelaſtung infolge Aufhebung der Brotverſorgung 


zu verwenden. 
I: Umſatzſteuer. 
§ 19. 

Die nach den Geſchäftsergebniſſen des Oktober am 10. November 1923 fällige allgemeine Umſatz⸗ 
ſteuerzahlung iſt auf Grund eines Dollarkurſes von 75, Milliarden Reichsmark für 1 Dollar von den 
Steuerpflichtigen in Gulden umzurechnen. 

Die nach dem 1. November 1923 vereinnahmten Entgelte ſind unter entſprechender Anwendung 
des Artikels 23 der Ausführungsbeſtimmungen zum Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz (Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 21. 9. 1923, Staatsanzeiger Teil 1 S. 598) in Gulden umzurechnen. 5 


VI. Gewerbeſtener. 
80 
Die für Geſchäftseröffnungen uſſw. fach dem 1. November 1923 nach § 24 ff. des Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes zu entrichtende Betriebseröffnungsſteuer iſt in der Weiſe zu berechnen, daß die für 1923 
feitgejegten Mindeſtſteuerſätze auf der Grundlage von 1 Dollar gleich 6000 Reichsmark in Gulden 
umgerechnet werden. 


„ 


Por In Fällen, in denen nach dem 1. November 1023 die Gewerbeſteuerpflicht neu begründet wird, 


iſt bei Seietung- der 3 Gewerbeſteuer für das Jahr 1923 entipeeiippb zu verfahren. 
VII. Grunbwechſelſteuer. 
Fan: 
In den Fällen, in denen die Steuer nach dem 1. November 1923 fällig wird, ift die Grund⸗ 
wechſelſteuer in Gulden umzurechnen oder von vornherein in Gulden feſtzuſetzen. Eine erforderliche 
Umrechnung hat nach dem Kurſe des Tages ſtattzufinden, an dem die Steuerpflicht entſteht. Sind auf die 


i endgültige Steuerſchuld vorläufige Zahlungen anzurechnen, ſo ſind dieſe dem Dollarſtande am Tage ihrer 


Entrichtung entſprechend, in Gulden umzuwerten. 


VIII. Veſondere Umſatzſteuer für Gaſt⸗ und Schaukwirtſchaften. 
8 22, f 
Im 8 5 des Geſetzes betr. Erhebung einer beſonderen nfahfener 15 Gaſt⸗ und Schaub 
een sere vom 22. 11. 22 (Geſ.⸗Bl. S. 510) wird an die Stelle von „1 Mark“ „1 Pfennig“, „2 Mark“ 


N „2 Pfennig“, „10 Mark“ „10 Pfennig“ geſetzt. 


5 IX. Gemeinſame Beſtimmungen. 
§ 23. i 

Die nach den in der llberſchrift bezeichneten Steuergeſetzen geſchuldeten Zahlungen können bis 
zur Einführung des Guldens als geſetzliches Zahlungsmittel vorbehaltlich der Ausnahme in Abſ. 2 nach 
Wahl der Steuerpflichtigen in Reichsmark oder Gulden geleiſtet werden. Bei Entrichtung in Reichsmark 
iſt der Betrag zu entrichten, der am Zahlungstage mach 8 näheren Anweiſungen des Senats der 
geſchuldeten Guldenſumme entſpricht. wur 

Steuerabzugs⸗ und Lohnſummenſteuerbeträge ſind bei Bezügen, die für die Zeit 100 dem 
31. Oktober 1923 gewährt werden, ſtets in Gulden abzuführen, wenn die Entlohnung der Arbeitnehmer 
auf wertbeſtändiger Grundlage erfolgt. 


a Sn a ( 
1 1124 
W es. 8 
Steuerbetzäge, die vor dem 1. November 1923 fällig gewe orden, jedoch bis zu dieſem Zeitpunkte 
nicht beglichen ſind, ſind in der Weiſe aufzuwerten, daß ſie, ſoweit keine Sonderbeſtimmungen gegeben 
find (vergl. 8 21), auf Grund des Standes der Reichsmark im Verhältnis zum Stande des Dollars am 
geſetzlichen Fälligkeitstage, bei der Sonderabgabe auf Grund des für ihre Höhe in den einzelnen Monaten 
maßgebenden Vervielfältigungsſatzes in Gulden umzurechnen und nach den Beſtimmungen des 8 23 
zu begleichen ſind. Die Beſtimmungen des Satzes 1 finden keine Anwendung in den Fällen, in denen 
die ne nach $ 86 des Steuergrundgeſetzes vorbehaltlos geſtundet iſt. 
Eine Erhebung von Verzugszuſchlägen nach den Vorſchriften des 8 85 des Steuergruudgeſetzes 
findet bei Forderungen, die 9 5 Abſ. 1 aufgewertet ſind, nicht ſtatt. ö 
i 8 25. e 
Bei Umrechnung auf Grund dieſer Verordnung iſt zu ſetzen: 
i 1 engliſches n 25 Gulden 
1 Dolla : 5,5 


1 Goldmart 130 „ 


> 


FR 


8 2g. 
Der Erlaß von weiteren Bestimmungen zur Ausführung dieſer Verordnung wird dem Landes⸗ 


ſteueramt übertragen. 7 AR 
8 27. 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 26. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig— 
Sahm. . Dr. Volkmann. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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